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URGENT ACTION 

EVAKUIERUNGSBEFEHL FÜR 
KRANKENHÄUSER AUFHEBEN! 
ISRAEL UND BESETZTE PALÄSTINENSISCHE GEBIETE 
UA-Nr: UA-100/2023  AI-Index: MDE 15/7347/2023  Datum: 24. Oktober 2023 – mr 

ZEHNTAUSENDE VON PATIENT*INNEN, VERTRIEBENE ZIVILPERSONEN UND MEDIZINISCHES PERSONAL  

Am 13. Oktober gingen bei 23 Krankenhäusern im Norden des Gazastreifens und in Gaza-Stadt 

Evakuierungsbefehle der israelischen Armee ein. Seitdem erhalten die Krankenhäuser Anrufe von der 

israelischen Armee, die sie drängt, diesem Befehl nachzukommen. In diesen Krankenhäusern erhalten mehr 

als 2.000 Patient*innen lebensrettende Behandlungen. Sie sind außerdem die einzige sichere Zuflucht für 

Zehntausende binnenvertriebene Familien. Angesichts der humanitären Katastrophe im Gazastreifen kann 

diesen Evakuierungsbefehlen praktisch nicht Folge geleistet werden Die israelischen Behörden müssen diese 

Befehle zurücknehmen und den Schutz der Gesundheitseinrichtungen sicherstellen, wie es das humanitäre 

Völkerrecht verlangt. 

Amnesty International fordert die sofortige Aufhebung der Räumungsbefehle der Krankenhäuser im nördlichen 

Gazastreifen und in Gaza-Stadt und die Gewährleistung des bedingungslosen Schutzes der Patient*innen, des 

medizinischen Personals und der Zehntausenden Binnenvertriebenen, die in diesen Krankenhäusern und ihren 

Einrichtungen Schutz suchen. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat bestätigt, dass 23 Krankenhäuser 

im nördlichen Gazastreifen und in Gaza-Stadt wiederholt den Befehl zur Evakuierung erhalten haben. In diesen 

Krankenhäusern erhalten derzeit mehr als 2.000 Patient*innen lebensrettende Behandlungen. Sie sind 

außerdem die einzige sichere Zuflucht für Zehntausende von binnenvertriebenen Familien. Krankentransporte 

durch zerstörte Gebiete und ohne Treibstoff haben keine Aussicht auf Erfolg. Sollten diese „Evakuierungen“ 

durchgeführt werden, wird das Gesundheitssystem des Gazastreifens vollständig zusammenbrechen. Die 

Patient*innen zur Evakuierung und Umsiedlung in den südlichen Gazastreifen zu zwingen, wo die 

Gesundheitseinrichtungen bereits jenseits der Kapazitätsgrenze und am Rande des Zusammenbruchs stehen, 

kommt nach Ansicht der WHO einem Todesurteil gleich. 

Die Krankenhäuser im nördlichen Gazastreifen und in Gaza-Stadt sind bereits mit Patient*innen überfüllt und 

haben Mühe, die humanitäre Krise zu bewältigen. Diese Krise ist durch Israels unablässige Bombardierung 

verursacht und wird durch die Entscheidung der israelischen Behörden noch intensiviert, die bestehende 

Blockade zu verschärfen, indem sie den Gazastreifen von Strom, Treibstoff, Wasser und medizinischer 

Versorgung abschneiden. In diesen Krankenhäusern werden täglich Hunderte von Verwundeten behandelt, dazu 

kommen Schwangere, Babys in Brutkästen und schwerkranke Patient*innen, so dass die Ärzt*innen gezwungen 

sind, in Gängen und Zelten zu operieren. Da die Treibstoffreserven zur Neige gehen und die Stromausfälle 

immer häufiger werden, ist das Leben Tausender Patient*innen akut gefährdet. Der Ausschluss von Treibstoff 

aus der spärlichen und völlig unzureichenden humanitären Hilfe, die in jüngster Zeit über Rafah nach Gaza 

gelangt ist, könnte verheerende Folgen für Patient*innen im Gazastreifen haben. 

Einige dieser 23 Krankenhäuser sind bereits angegriffen worden und haben Schäden erlitten. Während 

Amnesty International den Angriff auf das arabisch-baptistische Krankenhaus al-Ahli in Gaza-Stadt am 

17. Oktober noch untersucht, hat die Menschenrechtsorganisation bereits bestätigt, dass genau dieses 

Krankenhaus am 14. Oktober absichtlich von zwei israelischen Artilleriegranaten getroffen wurde. Am 

22. Oktober forderte die israelische Armee das vom Palästinensischen Roten Halbmond betriebene Al-Quds-

Krankenhaus erneut zur Evakuierung auf und bombardierte noch am selben Tag dessen Umgebung. 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Nach Angaben des Büros der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) 

wurden während der israelischen Angriffe zwischen dem 7. und 22. Oktober mehr als 4.650 

Palästinenser*innen im Gazastreifen getötet, darunter 1.873 Kinder, und mehr als 14.245 Menschen 

verwundet. Nach Schätzungen von OCHA wurden seit dem Ausbruch der jüngsten Feindseligkeiten mehr als 

1,4 Millionen Menschen innerhalb des Landes vertrieben. Nachdem die Hamas und andere bewaffnete 

palästinensische Gruppen am 7. Oktober einen beispiellosen Angriff aus Israel begannen und mindestens 

1.400 Menschen töteten, mehr als 5.200 Menschen verletzten und 222 entführten, reagierte die israelische 

Armee mit einem massiven Beschuss des Gazastreifens, der seither andauert.  

In den frühen Morgenstunden des 13. Oktober gab die israelische Armee eine erste Ankündigung heraus, in der 

sie mehr als 1,1 Millionen Menschen die nördlich des Wadi Gaza leben, aufforderte, innerhalb eines Tages in 

den Süden zu ziehen. Dieser Befehl kann nicht als wirksame Warnung angesehen werden und könnte der 

Vertreibung von Zivilpersonen gleichkommen, was eine Verletzung des humanitären Völkerrechts darstellt. Der 

anschließende Befehl an die Krankenhäuser, diese zu evakuieren, ist vor dem Hintergrund dieser drohenden 

Vertreibung zu sehen. 

„Die Evakuierung dieses Krankenhauses ist praktisch unmöglich. Es ist unmöglich, die Patient*innen der 

Intensivstation, Babys in Brutkästen und mehr als 50 Verletzten zu transportieren“, erklärte ein*e Ärzt*in des 

Al-Quds-Krankenhauses gegenüber Amnesty International. Al-Quds ist eines der 23 von der Räumung 

bedrohten Krankenhäuser. Darin sind auch mehr als 8.000 Binnenvertriebene untergebracht. 

SCHREIBEN SIE BITTE E-MAILS, TWITTERNACHRICHTEN, LUFTPOSTBRIEFE ODER FAXE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Angesichts der unmittelbaren Gefahr für das Leben von Zehntausenden von Patient*innen, vertriebenen 

Zivilpersonen und medizinischem Personal fordere ich Sie dringend auf, den Evakuierungsbefehl 

unverzüglich zurückzunehmen und sicherzustellen, dass Gesundheitseinrichtungen, medizinisches Personal, 

Patient*innen und Binnenvertriebene vor Angriffen geschützt werden, wie es das humanitäre Völkerrecht 

verlangt.  

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und 
Hinweise“, ob die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des 
Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

VERTEIDIGUNGSMINISTER 

Mr. Yoav Gallant 

Ministry of Defense 

Hakirya, 6473424 

Tel-Aviv, ISRAEL 

E-Mail: sar@mod.gov.il 

Twitter: @yoavgallant  

(Anrede: Dear Mr. Gallant, / Sehr geehrter Herr Gallant) 

KOPIEN AN  
BOTSCHAFT DES STAATES ISRAEL 
S.E. Herrn Ron Prosor 
Auguste-Viktoria-Straße 74–76 
14193 Berlin 
Fax: 030-8904 5555 
E-Mail: botschaft@israel.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Da Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, 

bitten wir Sie, nach dem 19. Dezember 2023 keine Appelle mehr zu verschicken. Schreiben Sie in gutem 

Hebräisch, Englisch oder auf Deutsch. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ In light of the imminent danger to the life of tens of thousands of patients, displaced civilians and health 
workers, I urge you to immediately rescind the order and ensure that health facilities, health workers, 
patients, and IDPs are protected against attacks, as required by international humanitarian law. 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG 

Israel darf nicht den gesamten Gazastreifen, einschließlich seiner Krankenhäuser und zivilen Infrastruktur, als 

militärisches Ziel betrachten. Die israelischen Behörden müssen das humanitäre Völkerrecht einhalten, unter 

anderem durch die sofortige Aufhebung der Evakuierungsbefehle für Krankenhäuser und die Ermöglichung der 

sofortigen und bedingungslosen Lieferung von humanitärer Hilfe und medizinischen Hilfsgütern nach Gaza. Die 

israelischen Behörden müssen auch die Versorgung des Gazastreifens mit Wasser und Treibstoff wieder 

aufnehmen, als ersten Schritt zur Beendigung der kollektiven Bestrafungsmaßnahmen, die sie der 

Zivilbevölkerung seit 16 Jahren auferlegen. 

 


